(Namen und Adresse des Arbeitnehmers)

(Name und Adresse des Arbeitgebers)
(Ort., Datum)
Einschreiben mit Rückschein
Betreff: Antrag auf einen unbezahlten Urlaub ohne besondere Begründung
Sehr geehrte/r Frau/Herr (Titel)
Hierdurch teile ich Ihnen mit, dass ich einen unbezahlten Urlaub ohne besondere Begründung für die Dauer eines Jahres beantrage.

Unter Beachtung der kollektivvertaglich vorgesehenen Antragsfrist von 6 Monaten, möchte ich diesen unbezahlten Urlaub ohne besondere Begründung am (Datum einfügen) antreten.

Der vorliegende Antrag beruht auf Artikel 11A).6.c). des Kollektivvertrags der EHL.
Mit freundlichen Grüßen
(Unterschrift des Arbeitnehmers)
Frei übersetzter Auszug aus dem Kollektivertrag ( Achtung: nur der französische Text ist maßgebend)
11A).6.c). Unbezahlter Urlaub ohne besondere Begründung
Der Arbeitnehmer, der über einen ununterbrochenen Zeitraum von 5 Jahren bei dem gleichen Arbeitgeber beschäftigt ist, hat auf Antrag Anspruch auf unbezahlten Urlaub, nachfolgend „unbezahlter Urlaub ohne besondere Begründung“ genannt.
Falls keine individuelle Einigung vorliegt, wird der unbezahlte Urlaub für die ununterbrochene Dauer eines Jahres genehmigt.
Der Arbeitnehmer muss den Arbeitgeber mindestens 6 Monate vor Antritt des gewünschten unbezahlten Urlaubs schriftlich hiervon in Kenntnis setzen und ihm das Datum des gewünschten Beginns des unbezahlten Urlaubs mitteilen. Eine Kopie hiervon ist an die zuständige Personaldelegation zu richten.
Der Arbeitgeber respektiert das vom Arbeitnehmer genannte Datum betreffend den Antritt des unbezahlten Urlaubs. Wenn es jedoch triftige betriebsinterne Vorbehalte gegenüber diesem Datum gibt und kein Einvernehmen gefunden werden kann, so fällt der Beginn des unbezahlten Urlaubs auf den 1. Tag des 2. Monats welcher auf das vom Arbeitnehmer gewünschte Datum folgt. Der unbezahlte Urlaub darf den reibungslosen Ablauf der Abteilung nicht beeinträchtigen.
Der Arbeitnehmer muss seinen Arbeitgeber mindestens 3 komplette Monate vor Ablauf des unbezahlten Urlaubs schriftlich, wobei das Datum des Poststempels massgebend ist, von seiner Rückkehr in Kenntnis setzen. Falls der Arbeitnehmer dieser Verpflichtung nicht nachkommt, wird er automatisch, als seinerseits aus dem Dienst ausgeschieden, angesehen.
